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Die geläufige Redeweise vom "demokratischen Verfassungsstaat" blendet aus, daß 

die Rechtsfigur der Verfassung - in einem formalen Sinne verstanden als Urkunde, 

die in einem besonderen Verfahren zustandekommt, Vorrang vor dem einfachen 

Recht gen ießt und nur erschwert abänderba r ist - durchaus in einer erheblichen 

Spannung zum Demokratieprinzip steht. Denn während dieses an prom inenter Stelle 

die Geltung der Mehrheitsregel einfordert, installiert die Verfassung eine Minder· 

heitsherrschaft: Die in Deutschland auf Bundes· wie Landesebene zur Verfassungs· 

änderung üblicherweise nötige Zweidrittelmehrheit (vgl. Art. 69 Abs. 2 NRW Verf. 

bzw. Art. 79 Abs. 2 GG) bewirkt in quasi umgekehrter Perspektive, daß sich 35'/, der 

Stimmberechtigten erfolgreich gegen einen Veränderungswunsch stemmen können, 

der von 65% des Stimmvolkes getragen wird - sofern denn der status quoAufnahme 

in die Verfassung gefunden hat. Das desavouiert nicht die Idee der Verfassung, legt 

aber in verfassungspolitischer Perspektive dringend nahe, sie auf solche Inhalte zu 
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Die geläufige Redeweise vom "demokratischen Verfassungsstaat" blendet aus, daß 
die Rechtsfigur der Verfassung - in einem formalen Sinne verstanden als Urkunde, 
die in einem besonderen Verfahren zustandekommt, Vorrang vor dem einfachen 
Recht genießt und nur erschwert abänderbar ist - durchaus in einer erheblichen 
Spannung zum Demokratieprinzip steht. Denn während dieses an prominenter Stelle 
die Geltung der Mehrheitsregel einfordert, installiert die Verfassung eine Minder· 
heitsherrschaft: Die in Deutschland auf Bundes- wie Landesebene zur Verfassungs

änderung üblicherweise nötige Zweidrittelmehrheit (vgl. Art. 69 Abs. 2 NRW Verf. 
bzw. Art. 79 Abs. 2 GG) bewirkt in quasi umgekehrter Perspektive, daß sich 35% der 
Stimmberechtigten erfolgreich gegen einen Veränderungswunsch stemmen können, 
der von 65% des Sti mmvolkes getragen wird - sofern denn der status quoAufnah me 

in die Verfassung gefunden hat. Das desavouiert nicht die Idee der Verfassung, legt 
aber in verfassungspolitischer Perspektive dringend nahe, sie auf solche Inhalte zu 
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beschränken, die entweder - wie die Grundrechte - ganz bewußt und gezielt dem 

Minderheitenschutz dienen, gänzlich außer Streit stehen oder deren Neuverhand

lung nach jeder Wahl das politische System verläßlich lähmen müßte. Anders ge· 

wendet sollten nur solche Sachfragen zum Gegenstand verfassungsreChtlicher Nor· 

mierung werden, bei denen Konsens besteht. daß sie eine Mindestrelevanzschwelle 

überschreiten und dem normalen politischen Prozeß der wechselnden Mehrheiten 
entzogen werden sollen. 

11. Funktionen und Grenzen von Staatszielbestimmungen insbesondere 

Der vorgeschlagene Art. 29b NRW Verf. ist rechtstechnisch als sog. Staatszielbe· 

stimmung einzustufen . Dieser vergleichsweise junge verfassungsrechttiche Rege
lungstyp steht quer zur geläufigen Aufteilung der Verfassung in Abschnitte zu den 

Grundrechten ("bill of rights") und zum Staatsorganisationsrecht t,frame of govern

ment"). In der Theorie herrscht Konsens, daß derlei Staatszielbestimmungen (auch: 

Verfassungsprinzipien) erstens jegliches staatliche Handeln (mit-)steuern und zwei

tens dem Grunde nach zur Einschränkung namentlich der sogenannten vorbehaltlo

sen Grundrechte (wie Kunst· oder Religionsfreiheit) herangezogen werden können; 

der Verbraucherschutz wäre insofern nach erfolgter Annahme des Artikel ein 

"Rechtswert von Verfassungsrang". 

Der quasi benachbarte Art. 29a Abs. 1 NRW Verf. fungiert nun in mehrfacher Weise 

als lehrstück. Wie der insofern gleichgerichtete Art. 20a GG schützt er seit 2002 neo 

ben den natürlichen lebensgrundlagen auch "die Tiere". Bekanntlich kam die zuvor 

durchaus strittige Ergänzung beider Normen um den individuellen Tierschutz unter 

dem Eindruck der Schächtentscheidung des Bundesverfassungsgerichts zustande -

sie solite eine Handhabe bieten, das betäubungslose Schlachten weiterhin verbie

ten zu können, indem man der vorbehaltlosen Religionsfreiheit des religiösen 

Schlachters den Schutz der Tiere vor unnötigem leiden entgegensetzen konnte. 

Ebenso bekanntlich hat das die Gerichte letztlich nicht daran gehindert, die Behör

den weiterhin zu Ausnahmegenehmigungen zu verpflichten, da in der Einzelfaliab

wägung von Religionsfreiheit und Tierschutz der alies durchdringende Verhä ltnis

mäßigkeitsgrundsatz gegen eine lösung streitet, die vollständig und einseitig zu 

lasten der Freiheit ausfälit. 
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Was lehrt das? Die Steuerungswirkung von Staatszielbestimmungen dürfte deutlich 

überschätzt werden, weil das obwaltende "Waagenmodell" etwa bei der Einschrän· 

kung von Grundrechten unter Berufung auf Rechtswerte von Verfassungsrang sich 

letztlich als reichlich grobmotorisch .,weist. Die tatsächliche rechtspraktische Ent· 

scheidung der Streitfälle erfolgt unter Anleitung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat

zes und kann vielleicht durch einfaches Gesetzesrecht. nicht aber durch Verfas

sungsprinzipien effektiv gesteuert werden. Zur Illustration: Die jüngste Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts, das Verbot der sog, Sodomie in § 3 S. 1 Nr. 13 

TierSchG aufrechtzuerhalten, rekurriert zwar auf Art. 20a GG, wäre aber mit an Si· 

cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht anders ausgefallen, wenn es diese 

Norm nicht in dieser Form gäbe. Die Liste der einschlägigen Fälle ließe sich verlän· 
gern. 

Festzuhalten bleibt daher zweitens, daß an Staatszielbestimmungen die kritische 

Frage zu richten ist, ob ihre Einfügung in die Verfassungsurkunde tatsächlich dazu 

führt, daß entweder konkrete Fälle sicher anders entschieden werden oder der Ge

setzgeber in einer Pflicht steht, dafür entsprechende Vorgaben zu machen. 

111. Zum vorgeschlagenen Art. 29b NRW Verf. 

In genuin rechtlicher Perspektive begegnet die vorgeschlagene Änderung der Lan· 

desverfassung keinen Bedenken; das land ist bei der Änderung seiner Verfassungs

urkunde nicht unmittelbar an die Kompetenzordnung des Grundgesetzes gebunden. 

Ferner ist der Verbraucherschutz als typische Querschnittskompetenz in den Art. 70 
ff. GG nicht so eindeutig dem Bund zugeordnet, daß von der Bestimmung ausge

sandte Normbefehle praktisch unweigerlich sofort auf kollidierende Normbefehle 

des einfachen Bundesrechts stoßen würden, das sich nach Art . 3' GG t,Bundesrecht 
bricht landesrecht") durchsetzen müßte. Auch die Vorschriften des Unionsrechts 

zum Verbraucherschutz (vgl. Art. 38 Grundrechte-Charta bzw. Art. 4 Abs. 2 lit. f, Art . 

12, "4 Abs. 3, 169 AEUV) lassen dem Land diesbezüglich durchaus noch Hand

lungsspielraum (vgl. namentlich Art. 169 Abs . 3 AEUV zu strengeren Schutz maß nah

men durch die Mitgliedstaaten), dessen Nutzung die vorgeschlagene Staatszielbe· 

stimmung anleiten könnte (oder präziser anzuleiten versuchen kön nte) . 

In wohlgemerkt verfassungspolitischer Perspektive rät der Unterzeichnete hingegen 

zur Zurückhaltung. Erstens wäre noch darzulegen, daß der Verbraucherschutz - der 
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selbstverständlich ein legitimes Ziel darstellt - gegenüber anderen gesellschaftli

chen Themenfeldern (gerne wird hier der Sport genannt) derart hervorgehobene Re

levanz beanspruchen kann, daß er eine bevorzugte Aufnahme in die Verfassungsur
kunde rechtfertigt. Ganz grundsätzlich ist hier davor zu warnen, der Verfassung ei · 

nen ständig zu erweiternden Katalog von Staatszielen beizugesellen, in dem gesell

schaftliche Gruppen letztlich darum wetteifern müßten, daß ihre Anliegen als "auch 

irgendwie wichtig" ausgeflaggt werden (und sich gleichzeitig gegenseitig egalisieren 

oder praktisch aufheben). 

Zweitens ist die Rechtswirkung der vorgeschlagenen Norm zumindest fraglich. Der 

Antrag benennt vier "Bereiche", in denen seine Urheber Handlungsbedarf sehen . 
Würde die Erweiterung der landesverfassung um einen Art. 29b in einem dieser Fel
der entweder den Landesgesetzgeber zum Handeln zwingen oder dafür sorgen, daß 

Behörden und Gerichte Konfliktfälle zwingend anders (nämlich zugunsten der "Ver

braucher") entscheiden? Die Frage stellen heißt sie verneinen; daß etwa in Sachen 

Verbandsklagerecht aus einem "Staatsziel Verbraucherschutz" die konkrete Pflicht 

zur Einführung eines solchen Instruments folgen würde. ist fernliegend. Es kommt 

hinzu, daß sich gerade Konfliktfätte stets als l)1ehrpolige Grundrechtskonflikte prä

sentieren, in denen ein Art. 29b NRW Verf. den (Bundes-)Grundrechten der Verbrau· 

eher nichts hinzufügt, zugleich aber zur Ei nschränkung der (Bundes-)Grundrechte 

etwa von Vermietern und Anbietern von Leistungen nicht taugt. Der Antrag räumt 

dies implizit ein, indem er "ein starkes Ze ichen" setzen wil l. Als verfassungsrechtli

che Kategorie ist diese Figur dem Unterzeichneten unbekannt. Man mag von symbo

lischer Gesetzgebung sprechen. Dem Verbraucherschutz dürfte mit konkreten Lan· 

desgesetzen zu den vier mit dem Label "Handlungsbedarf" benannten Bereichen 

nach alledem deutlich mehr gedient sein. 

(Prof. Dr. Fabian Wittreck) 


